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(Veroffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2311/69 DER KOMMISSION
vom 19. Novembér 1969

iiber die Duréhﬁihrungsmodalitéiten des in Artikel 32
der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 iiber das gemeinschaftliche Versandverfahren
' vorgesehenen Systems der Pauschalbiirgschaft

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Euro-
paischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des
Rates vom 18. Mirz 1969 iiber das gemeinschaft-
liche Versandverfahren (1), insbesondere auf Arti-

kel 32 Absatz 2,

in Erwiagung nachstehender Griinde:

Die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 sieht ein System
der Pauschalbiirgschaft vor, bei dem der Sicherungs-
geber sich — gleichgiiltig, wer der Hauptverpflichtete
ist — in einer einzigen Urkunde und fiir einen
Pauschbetrag von grundsatzlich 5000 Rechnungs-
einheiten zur Zahlung der Zolle und anderen Ab-
gaben verpflichtet, die bei dem im Rahmen seiner
Verpflichtungen durchgefiihrten Versandverfahren ge-
gebenenfalls beansprucht werden konnen.

Gemifl Artikel 32 Absatz 2 miissen festgelegt wer-
den:

— das Muster der Biirgschaftsurkunde fiir Pauschal-
biirgschaften,

— die Warenbeforderungen, fiir die eine Erhohung
des Pauschalbetrags von 5 000 Rechnungseinhei-
ten in Betracht kommen konnte, sowie die Vor-
aussetzungen, unter denen die Erhohung vorge-
nommen wird,

— die Bedingungen, unter denen der Nachweis er-

bracht wird, dafl die Pauschalbiirgschaft fiir ein-

bestimmtes gemeinschaftliches Versandverfahren
gilt.

Das Muster der Biirgschaftsurkunde mufs den Mu-
stern im Anhang F der Verordnung (EWG) Nr. 542/

(!) ABL Nr.L 77 vom 29. 3. 1969, S. 1.

69 angeglichen werden, wobei die notwendigen An-
derungen vorzunehmen sind, um dem pauschalen
Charakter der Sicherheit und der Vielzahl der
Hauptverpflichteten Rechnung zu tragen, die sich der
Sicherheit bedienen kénnen und die im Augenblick
der Unterzeichnung der Biirgschaftsurkunde nicht
bekannt sind.

Um die Kosten der Sicherheit so niedrig wie moglich
zu halten, miissen die Warenarten, bei deren Trans-

port eine Erhohung des Pauschbetrags in Betracht

kommen konnte, auf die Waren beschrinkt werden,
die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten hohen
Verbrauchssteuern unterliegen.

Um MifSbrauche zu verhindern, ist es erforderlich,
der Abgangsstelle die Moglichkeit zu geben, aus-
nahmsweise eine Erhohung des Pauschbetrags auch
in den Fillen zu verlangen, in denen die Beforde-
rung aus besonderen Umstinden ein erhohtes Risiko
in sich birgt.

Um den Biirgen fiir ein bestimmtes gemeinschaft-
liches Versandverfahren zu verpflichten, erscheint es
angezeigt, die Ausstellung von Sicherheitstiteln durch
den Biirgen auf den Namen eines Hauptverpflich-
teten vorzusehen; diese Titel miissen der Abgangs-
zollstelle_ bei Abgabe einer Anmeldung zu einem ge-
meinschaftlichen Versandverfahren vorgelegt werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir
das gemeinschaftliche Versandverfahren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

(1) Ubernimmt eine natiirliche oder eine juristische .
dritte Person unter den in den Artikeln 27 und 28
der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 iiber das gemein-
schaftliche Versandverfahren genannten Bedingungen
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und nach dem Verfahren des Artikels 32 Absatz 1
dieser Verordnung eine Biirgschaft, so ist die Biirg-
schaft in einer Urkunde zu leisten, die dem in An-
hang I beigefiigten Muster entspricht.

(2) Wenn es die einzelstaatlichen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften oder Handelsbriuche erfordern,
kann jeder Mitgliedstaat zulassen, dafy die Biirgschaft
in anderer urkundlicher Form geleistet wird, sofern
damit die gleichen Rechtswirkungen wie mit der im
Muster vorgesehenen Blirgschaftsurkunde erzielt wer-
den.

Artikel 2

(1) Mit der Annahme der Biirgschaftserklarung
durch die Zollstelle, bei der die in Artikel 1 bezeich-
nete Biirgschaft geleistet wird — Zollstelle der Biirg-
schaftsleistung —, wird der Sicherungsgeber ermich-
tigt, gemafs den in der Biirgschaftserklirung festge-
legten Bedingungen und in deren Rahmen den/die
erforderlichen Sicherheitstitel an Personen auszuhin-
digen, die beabsichtigen, als Hauptverpflichtete auf-
zutreten, und von einer beliebigen Abgangszollstelle
aus ein gemeinschaftliches Versandverfahren durchzu-
fuhren. .

Die Kiindigung eines Biirgschaftsvertrags wird den
anderen Mitgliedstaaten- durch den Mitgliedstaat, in
dem die Zollstelle der Biirgschaftsleistung sich befin-
det, unverziiglich mitgeteilt.

(2) Der Burge haftet fiir jeden Sicherheitstitel bis zu
einem Betrag von 5 000 Rechnungseinheiten.

(3) Die Sicherheitstitel werden auf Vordrucken nach
dem Muster im Anhang II ausgestellt und in einer
der Amtssprachen der Gemeinschaft abgefafSt.

Es ist weifSes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit
einem Quadratmetergewicht von 55 bis 65 g zu ver-
wenden. Das Papier ist mit einem roten guillochier-
ten Uberdruck zu versehen, auf dem jede auf me-
chanischem oder chemischem Wege vorgenommene
Falschung sichtbar wird.

Der Vordruck hat das Format 105 x 148 mm.

(4) Unbeschadet von Artikel 3 kann der Hauptver-
pflichtete mit jedem Sicherheitstite]l ein gemeinschaft-
liches Versandverfahren durchfithren. Der Titel ist
der Abgangszollstelle zu tbergeben und wird von
dieser aufbewahrt.

Artikel 3

(1) Abgesehen von den in den Absitzen 2 und 3
genannten Fillen darf die Abgangszollstelle keine
hohere Sicherheit als den Pauschbetrag von 5 000
Rechnungseinheiten je Versandanmeldung verlangen,
unabhingig davon, wie hoch der Betrag an Zollen
und anderen Abgaben fiir die mit einer Versandan-
meldung zu befordernden Waren ist.

(2) Wenn aus besonderen den Transport betreffen-
den Griinden die Beforderung der Waren erhohte
Risiken in sich birgt und die Abgangszollstelle des-
wegen die Pauschalsicherheit von 5000 Rechnungs-
einheiten fiir offensichtlich unzureichend hilt, so
kann sie ausnahmsweise eine hohere Sicherheit ver-
langen, die aus einem Mehrfachen des Pauschbetrags
von 5 000 Rechnungseinheiten besteht.

(3) Bei der Beforderung von Waren, die in der Liste
in Anhang III aufgefiihrt sind, wird die Sicherheit et-
hoht, wenn die zu beférdernden Waren die Menge
{iberschreiten, ‘die dem Pauschbetrag von 5 000 Rech-
nungseinheiten entspricht.

In diesem Fall wird der Pauschbetrag der erforder-
lichen Sicherheit entsprechend der Menge der zu be-
fordernden Waren auf ein Mehrfaches von 5000
Rechnungseinheiten festgesetzt.

(4) In den in den Absdtzen 2 und 3 genannten Fil-
len hat der Hauptverpflichtete der Abgangszollstelle
die erforderliche Anzahl an Sicherheitstiteln entspre-

chend dem Mehrfachen des Pauschbetrags von 5 000
Rechnungseinheiten abzugeben.

Artikel 4

(1) Enthalt die Versandanmeldung aufler den Wa-
ren, die in der in Artikel 3 Absatz 3 genannten Liste
aufgefithrt sind, noch andere Waren, so sind die Vor-
schriften dieser Verordnung so anzuwenden, als ob
die beiden Warenarten in getrennten Anmeldungen
enthalten wiren.

(2) Abweichend von Absatz 1 bleiben Waren einer
Warenart aufSer Betracht, deren Menge oder Wert
verhaltnismifSig unbedeutend ist.

Artikel §

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer

Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Ge-

meinschaften in Kraft,

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.
Briissel, den 19. November 1969

Fiir die Kommission
Der Prdsident
Jean REY
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ANHANG 1

MUSTER
E.G. C.E.

GEMEINSCHAFTLICHES VERSANDVERFAHREN
BURGSCHAFTSURKUNDE

— System der Pauschalbiirgschaft —

I. Biirgschaftserklirung

1. Der (Di€) UNEIZEICRNETE ... esnseeee et s ssssssressseseessessessseseneressssessssons s Q)
»
MUt WORNSIEZ (SIZ) 1N ooovvoooeeeeseoeeeeeeeeeeeeeeeceeeeesioe e eeee et esasseeseseesesesesseeseeesssseesemsssesssmseesesss e ®

leistet hiermit bei der Zollstelle der Biirgschaftsleistung

selbstschuldnerische Biirgschaft gegeniiber dem Konigreich Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, der Franzosischen Republik, der Italienischen Republik, dem GrofSherzog-
tum Luxemburg und dem Konigreich der Niederlande fiir die Betrige, die ein Haupt-
verpflichteter den genannten Mitgliedstaaten der Europdischen Gemeinschaften auf Grund
von Zuwiderhandlungen, die im Verlaufe von gemeinschaftlichen Versandverfahren
begangen worden sind, fir die der (die} Unterzeichnete durch Ausstellung eines Sicher-
heitstitels eine Biirgschaft {ibernommen hat, insgesamt an Zbéllen, Steuern, Abschop-
fungen und anderen Abgaben — mit Ausnahme von Geldstrafen oder Bufigeldern —
schulden wird, und zwar beziiglich der Haupt- und Nebenverbindlichkeiten, der Un-
kosten und der Zuschlige — bis zu einem Hochstbetrag von 5 000 Rechnungseinheiten
je Sicherheitstitel.

2. Er (Sie) verpflichtet sich, auf erste schriftliche Aufforderung der zustindigen Behdrden
der Mitgliedstaaten ohne Aufschub die geforderten Betrige bis zu dem Hochstbetrag
von 5000 Rechnungseinheiten je Sicherheitstitel zu zahlen. °

3. Diese Biirgschaftserklirung ist vom Tage ihrer Annahme durch die Zollstelle der Biirg-
schaftsleistung an verbindlich.

Das Biirgschaftsverhiltnis kann von dem (der) Unterzeichneten sowie von dem Staat,
in dem die Zollstelle der Biirgschaftsleistung liegt, jederzeit aufgelost werden.

Die Auflosung wird am sechzehnten Tag nach ihrer Bekanntgabe an den anderen
Beteiligten wirksam.

Der (Die) Unterzeichnete haftet weiter fiir die Zahlung der Betrige, die auf Grund
gemeinschaftlicher Versandverfahren im Rahmen dieser Verpflichtung fillig werden,
wenn diese Verfahren vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Auflésung begonnen
haben; dies gilt auch dann, wenn die Zahlung erst spérer gefordert wird.

4, (5) Fiir diese Biirgschaftserklarung begriindet der (die) Unterzeichnete ein Wahldomizil

¥ o O (%) sowie in allen anderen Mitgliedstaaten bei:

(*) Name und Vorname bzw. Firma.
(% Vollstindige Anschrift.

\

(3) Sehen die Rechrisvorschriften eines Mitgliedstaats ein Wahldomizil nicht vor, so hat der Biirge in allen anderen
in Nummer 1 genannten Mitgliedstaaten Zustellungsbevollmichtigte zu benennnen. Fiir die Entscheidungen
iiber Rechtsstreitigkeiten aus dieser Biirgschaft sind die Gerichte am Wohnsitz (Sitz) des Biirgen sowie am
Wohnsitz (Sitz) der Zustellungsbevollmichtigten zustindig. Die Verpflichtungen der Unterabsitze 2 und 4
dieser Nummer 4 sind entsprechend zu vercinbaren.
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Mitgliedstaat Name und Vorname bzw. Firma und vollstindige Anschrift
Lo e | ettt et
2. e | e
B o | e e
b | e
5. | e

Der (Die) Unterzeichnete erkennt an, daff alle Formalititen oder Verfahrensmafnahmen,
die diese Biirgschaftserklirung betreffen und an einem der Wahldomizile schriftlich vor-
genommen werden, insbesondere Postsendungen und ZusteMungen, fiir ihn (sie) verbind-

lich sind. . ,
Der (Die) Unterzeichnete erkennt als Gerichtsstand den Ort der Gerichte der Wahl-
domizile an. - .

Der (Die) Unterzeichnete verpflichtet sich, die Wahldomizile beizubehalten oder eines oder
mehrere dieser Wahldomizile nur nach vorheriger Unterrichtung der Zolllstelle der Biirg-
schaftsleistung zu dndern.

(0 R y . , den .

Unterschrift (1)

\I. Annahme durch die Zollstelle der Biirgschaftsleistung

Zollstelle der BiirgSCRaftSIEISTUNE .oo......ooceroonrrceenreeseeesssecseseossmsesssssmssessssesesesesonsssessssssssessesssssesesssssessssss s

Biirgschaftserklirung angeNOMIMEN GIM ....cerimcrimsiosmsrimmsesmsssssns st seesssiosesiss st seeis

Stempel und Unterschrift

() Vor selner Unterschrift muf# der Unterzeichner handschriftlich vermerken: ,,Fiir die Ubernahme der Biirgschaft
in Héhe von ................ ” wobei er den Betrag in Worten anzugeben hat.
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ANHANG II
(VORDERSEITE)
GEMEINSCHAFTLICHES E.G. C.E. A 000000
VERSANDVERFAHREN '
SICHERHEITSTITEL (PAUSCHALSICHERHEIT)
AUSSEEILIET T et e ettt 8RR £ R SRR SRR AR e bbb ebs e
............................................................................... e
(Blirgschaftserklarung angenommen AIN ... durch die Zollstelle der
BUTGSChaftSIEISTUTIG oot sars et ssas e b ar gt s s ke s sb st sressnnd e ).
Dieser Titel gilt bis zu einem Betrag von 5000 REG SINHEITEN fiir ein gemein-
...................... beginnt, und
...................................................... auftritt.
"""" Unterschrift des Hauptverpflichteten (1) " Unterschrift und Stempel des Ausstellers
) Unferschrift freibleibend.
Name und Adresse der Druckerei
(RUCKSEITE)

Von der Abgangszollstelle auszufiillen!

Gemeinschaftliches Versandverfahren durchgefiihrt mit Versandpapier T1 / T2, ein-
getragen am ..o, unter der NI. ... beim

ZOYAINL oottt

............................................................................................................

Stempel _ Unterschrift
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ANHANG 11

LISTE DER WAREN, BEI DEREN VERSAND EINE ERHOHUNG DES PAUSCHBETRAGS
VON 5 000 RECHNUNGSEINHEITEN IN BETRACHT KOMMEN KANN

1 3
L | Mg
emeinsamen Warenbezeichnung von 5 000 RE

Zolltarifs entspricht

09.01A I Kaffee, nicht gerdstet 5000 kg

09.01 A 11 Kaffee, gerostet 3500 kg
ex 21.02 A Kaffee-Ausziige und Kaffee-Essenzen 1200 kg

09.02 Tee 3500 kg
ex 21.02B Tee-Ausziige und Tee-Essenzen 1200 kg

22.05 A

22.06 Alkoholische Gerrinke mit Ausnahme

: von nicht schiumenden Weinen 20 hl
ex 22.09
ex 22.08 Athylalkohol, unvergillt 10 hl
ex 22.09 .

24.02 A Zigaretten 250 000 Stiick
ex 24.02 B Zigarillos 250 000 Stiick
ex 24.02 B Zigarren 100 000 Stiick

24.02 C Rauchtabak 1250 kg
ex 27.10 Benzin, Gasél 400 hl
ex 33.06 B Parfum und Toilettewisser 10 hl

]

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2312/69 DE_R KOMMISSION
vom 19. November 1969

betreffend die Unterrichtung der Beteiligten iiber den Ablauf ihrer gemeinschaftlichen
Versandverfahren

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Euro-
piischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 542/69. des
Rates vom 18. Mirz 1969 iiber das gemeinschaftliche
Versandverfahren (), insbesondere auf die Artikel 35
und 58,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Es ist erforderlich, geeignete MafSnahmen vorzu-
sehen, dafl die Beteiligten eine Bescheinigung iiber
die Vorlage des gemeinschaftlichen Versandpapiers
bei der Bestimmungszollstelle sowie iiber die Gestel-
lung der Sendung, auf die es sich bezieht, erhalten
koénnen; die Ausstellung einer Eingangsbescheinigung
durch die Bestimmungszollstelle entspricht dieser For-
derung.

() ABL Nr. L 77 vom 29. 3. 1969, S. 1.

Im iibrigen ist es zweckmifliig, eine Frist festzusetzen,
vor deren Ablauf die Personen, die Biirgschaft gelei-
stet haben,.davon unterrichtet werden, dafl ein ge-
meinschaftliches Versandpapier, aus dem sich ihre
Haftung ergibt, noch nicht erledigt ist.

Die Vorschriften der vorliegenden Verordnung ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir das
gemeinschaftliche Versandverfahren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Wer bei der Bestimmungszollstelle ein gemein-
schaftliches Versandpapier vorlegt und zugleich die

‘in dem Versandpapier bezeichnete Warensendung ge-

stellt, kann auf Antrag eine Eingangsbescheinigung
erhalten. Die Eingangsbescheinigung, deren Muster
in der Anlage festgelegt ist, mufS von den Beteiligten
vorher ausgefiillt werden.
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(2) Der Vordruck, auf dem die Eingangsbescheini-
gung ausgestellt wird, hat das Format 105 x 148 mm.
Die - Eingangsbescheinigung ist in einer der Amts-
sprachen der Gemeinschaft auszufiillen. Der Vordruck
kann neben dem der Zollstelle vorbehaltenen Teil
noch andere, die Warensendung betreffende Anga-
ben enthalten.

(3) Die Verbindlichkeit des von der Zollstelle erteil-
ten Vermerks erstreckt sich nur auf die Angaben, die

in dem der Zollstelle vorbehaltenen Teil enthalten
sind.

Artikel 2

Wird ein gemeinschaftliches Versandpapier bei der
Abgangszollstelle nicht erledigt, so unterrichtet diese
Zollstelle den Sicherungsgeber hiervon innerhalb
einer Frist von neun Monaten vom Zeitpunkt der
Ausstellung dieses Versandpapiers an gerechnet.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 19. November 1969

A

Fiir die Kommission
Der Prdsident

Jean REY
ANLAGE
E. G. C. E. .
GEMEINSCHAFTLICHES VERSANDVERFAHREN
RICEVUTA

EINGANGSBESCHEINIGUNG
' RECEPISSE

ONTVANGSTBEWIJS ~

Das Zolamt ...
bescheinigt, daB ihm das

eingetragene Versandpapier T1, T2 (1)

.................................. unter NT. oo,

beim Zollamt ..ot

maBigkeit festgestellt worden ist.

des
Zollamts

(1} Nichtzutreffendes streichen.

Kontrollexemplar T 1/T 2 (1)
ibergeben, und daB bisher bei der darin bezeichneten Warensendung keine Unregel-

Stempel | (OTt)

Unterschrift

>
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2313/69 DER KOMMISSION
‘vom 19. November 1969

iiber die Ausstellung des internen gemeinschaftlichen Versandpapiers zum Nachweis
fiir den Gemeinschaftscharakter von Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Euro-
pdischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des
Rates vom 18. Mirz 1969 iiber das gemeinschaftliche
Versandverfahren (1), insbesondere auf die Artikel 58
und 60,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

In den Artikeln 2 Absatz 2, 7 Absatz 3 und 47 Ab-
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 ist die
Ausstellung eines internen gemeinschaftlichen Ver-
sandpapiers vorgesehen; dieses Versandpapier dient
ausschliefflich dazu, den Gemeinschaftscharakter der
darin bezeichneten Waren nachzuweisen.

Damit dieses Papier seinen Zweck voll erfiillen kann,
sollte es sich von dem Muster T2 nur in den zur
Anpassung erforderlichen Punkten unterscheiden; zur
Vermeidung von Filschungen mufd das neue Form-
blatt auch mit einem guillochierten Uberdruck ver-
sehen werden.

Wenn im Verlauf eines gemeinschaftlichen Versand-
verfahrens die Sendung das Gebiet eines Drittlandes
beriihrt, so muf§ die Durchfuhr durch dieses Land
nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69
auf Grund eines einzigen, in einem Mitgliedstaat aus-
gestellten Beforderungspapiers erfolgen. Es ist zweck-
miflig, die Verwendung des Versandpapiers T 2L
den gleichen Bedingungen zu unterwerfen.

Um soweit wie moglich eine mifSbriuchliche Verwen-
dung des Versandpapiers T 2 L auszuschliefSen, darf
es nur dann ausgestellt werden, wenn mit seiner Ver-
wendung auch tatsiachlich zu rechnen ist.

Zur reibungslosen Durchfilhrung der Vorschriften
liber den freien Warenverkehr ist die Vorlage des
Versandpapiers T 2L bei der Zollstelle des Bestim-
mungsmitgliedstaats erforderlich, welche die Waren
zu einem anderen Zollverfahren abfertigt als dem-
jenigen, in dem sie sich bei ihrer Ankunft befunden
haben, dies selbst dann, wenn die Waren erst spiter
zum freien Verkehr abgefertigt werden.

Es erscheint weiterhin angebracht, die Verwendung
des Versandpapiers T 2L durch ein nachtrigliches
Priifungsverfahren zusitzlich zu sichern.

() ABL Nr.L 77 vom 29. 3. 1969, S. 1.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen MafSnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir
das gemeinschaftliche Versandverfahren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das interne gemeinschaftliche Versandpapier, das
zum Nachweis fiir 'den Gemeinschaftscharakter von
Waren dient, die nicht im gemeinschaftlichen Ver-
sandverfahren befordert werden, wird in einfacher
Ausfertigung unter Verwendung eines Vordrucks
T 2 L ausgestellt.

Die Versandpapiere T 2L werden ab ersten Januar
1970 ausgestellt.

Artikel 2

(1) Der Vordruck T2L mufs dem in der Anlage
beigefiigten Muster entsprechen.

(2) Es ist weifSes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier
mit einem Quadratmetergewicht von 55 bis 65 g zu
verwenden; das Papier ist mit einem griinen guil-
lochierten Uberdruck zu versehen, auf dem jede auf
mechanischem oder chemischem Wege vorgenom-
mene Filschung sichtbar wird.

(3) Der Vordruck hat das Format 210 x 297 mm;
der Zeilenabstand fiir maschinengeschriebene Texte
betrdgt 4,24 mm (/s Zoll); die Einteilung des Vor-
drucks mufS genau eingehalten werden.

(4) Der Druck der Vordrucke obliegt den Mitglied-
staaten. Die Vordrucke konnen auch von Drucke-
reien gedruckt werden, die von den Mitgliedstaaten,
in denen sie ansissig sind, hierzu ermichtigt worden
sind. In diesem Fall muf§ in jedem Vordruck T2 L
auf die Ermichtigung hingewiesen werden. Die Vor-
drucke miissen den Namen und die Anschrift oder
das Kennzeichen der Druckerei enthalten. AufSerdem
missen sie zur Kennzeichnung eine Seriennummer
tragen.

Artikel 3

Die Vordrucke T 2 L sind in einer von den zustin-
digen Behorden des Abgangsmitgliedstaats zu be-
stimmenden Amtssprache der Gemeinschaft zu druk-
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ken und auszufiillen. Soweit erforderlich, kénnen die
zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in wel-
chem das Formular abzugeben ist, die Ubersetzung
in die oder eine Amtssprache dieses Mitgliedstaats
verlangen.

Artikel 4

Das Versandpapier T 2 L kann nur dann zum Nach-
weis fiir den Gemeinschaftscharakter der darin be-
zeichneten Waren dienen, wenn diese Waren unmit-
telbar von einem Mitgliedstaat in einen anderen
befordert werden.

Als unmittelbar von einem Mitgliedstaat in einen an-
deren befordert gelten:

a) Waren, die bei ihrer Beforderung das Gebiet von
Nichtmitgliedstaaten nicht beriihren;

b) Waren, die bei ihrer Beforderung das Gebiet
eines oder mehrerer Nichtmitgliedstaaten beriih-
ren, deren Durchfuhr durch diese Gebiete jedoch
mit einem einzigen, in einem Mitgliedstaat aus-
gefertigten Beforderungspapier erfolgt.

Artikel 5

(1) Das Versandpapier T 2L wird fiir die in Arti-
kel 1 Absatz 3 Buchstaben a) und b) der Verordnung
(EWG) Nr. 542/69 genannten Waren ausgestellt. Es
darf nicht ausgestellt werden fiir Waren,

— die zur Ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt
sind oder

— fiir die die Ausfuhr-Zollférmlichkeiten zur Ge-
wihrung von Erstattungen bei der Ausfuhr nach

Drittlindern im Rahmen der gemeinschaftlichen

Agrarpolitik erfiillt worden sind oder

— die in Umschliefungen verpackt sind, welche die
in Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EWG) Nr. 542/69 genannten Vor-
aussetzungen nicht erfiillen.

(2) Das Versandpapier T2 L wird auf Antrag des
Beteiligten von der Zollstelle des Abgangsmitglied-
staats ausgestellt. Es wird dem Beteiligten ausgehédn-
digt, sobald die fiir die Beforderung der Waren in
den Bestimmungsmitgliedstaat notwendigen Zoll-
formlichkeiten erfiillt sind.

(3) Wird das Versandpapier T 2 L nachtriglich aus-
gestellt, so ist es in roter Schrift mit einem der fol-
genden Vermerke zu versehen:

,Delivré a posteriori®
»Nachtriglich ausgestellt*
»Rilasciato a posteriori‘
»Achteraf afgegeven.

Artikel 6

(1) Das Versandpapier T 2L ist bei der Zollstelle
abzugeben, bei der die Waren zu einem anderen
Zollverfahren angemeldet werden als demjenigen, in
dem sie sich bei der Ankunft befunden haben.

(2) Sind die Waren auf dem Seeweg, dem Luftweg
oder durch Rohrleitungen befordert worden, so ist
das Versandpapier T2 L der Zollstelle vorzulegen,
bei der die Waren zu einem Zollverfahren abgefer-
tigt werden.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten leisten sich bei der Nachpriifung
der Versandpapiere T 2 L auf ihre Echtheit und auf
die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben gegen-
seitig Hilfe.

Artikel 8

(1) Werden Waren, fiir die im Rahmen der gemein-
schaftlichen Agrarpolitik eine Ausfuhrerstattung ge-
wihrt werden kann, auf einem anderen als dem
Luftweg und hierbei teilweise aufSerhalb des Zoll-
gebiets der Gemeinschaft in den Bestimmungsmit-
gliedstaat befordert, so wird das Versandpapier T2 L
in drei Exemplaren ausgestellt. Das Original und eine
Durchschrift werden dem Beteiligten ausgehindigt,
die zweite Durchschrift verbleibt bei der Ausferti-
gungszollstelle.

(2) Im Bestimmungsmitgliedstaat gibt der Beteiligte
das ihm ausgehindigte Original und die Durchschrift
bei der in Artikel 6 bezeichneten Zollstelle ab. Diese
Zollstelle sendet die Durchschrift zur Nachpriifung
an die Ausfertigungszollstelle zuriick. Sie wird von
dem Ergebnis der Nachpriifung nur unterrichtet,
wenn eine Unregelmifligkeit festgestellt wird.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt- am dritten Tag nach ihrer
Veroffentlichung im Amisblatt der Europdischen Ge-
meinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.
Briissel, den 19. November 1969

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean REY






ANLAGE

T2 I—' INTERNES E'G° C.E.

GEMEINSCHAFTLICHES VERSAND-
PAPIER AUSGESTELLT ZUM NACH-
WEIS FUR DEN GEMEINSCHAFTS-

A 000000

CHARAKTER DER WAREN Beim Ausfiillen bitte Riickseite beachten!

10 ERKLARUNG DES BETEILIGTEN:

vertreten durch

erkldre, daB die unten bezeichneten Waren Gemeinschaftswaren sind

(Ort) . den

Unterschrift

30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstiicke

32

36 Rohgewicht

30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstiid 31 Warenbezeichnung

32 ‘ 36 Rohgewicht

BESCHEINIGUNG DER ZOLLSTELLE
Die Richtigkeit vorsiehender Erkldrung wird bestitigt

Ausfuhrpapier: Art/MUSEer ... NI 01 91 HU OO 19,
ZOIIStRILE: et
B I T K UIIGOIL .ttt L8880
............................................................................. v den e 1D,
Stempel
der
Zollstelle

R NI AL R R P T L T T P P P P P R T L L R T T

{Unterschrift)



ERSUCHEN UM NACHPRUFUNG DES VERSANDPAPIERS T2L

Der unterzeichnende Zollbeamte ersucht um Nachpriifung dieses Versandpapiers auf seine Echtheit und.auf die Richtigkeit der
darin enthaltenen Angaben.

Stempel
der
Zollstelle

(Ur:terschrift)

ERGEBNIS DER NACHPRUFUNG

Die Nachprifung durch den unterzeichnenden Zollbeamten hat ergeben, daB
1. das Versandpapier von der darin angegebenen Zollstelle ausgestellt worden ist und die darin enthaltenen Angaben

" (1) Nichtzutreffendes streichen.

richtig sind (1),

2. das Versandpapier zu den in der Anlage aufgefiihrten Beanstandungen Anlafl gegeben hat (siehe die anliegenden

Bemerkungen) (1).

Stempel
der
Zollstelle

(Untersdhrift)

I. Bei der Ausstellung des Versandpapiers T 2 L zu beachten:

A. In einem Versandpapier T 2L diirfen nur die Waren

C.

aufgefiihrt werden, die auf ein einziges Beférderungs-
mittel verladen worden sind oder verladen werden
sollen und die dazu bestimmt sind, von derselben Ab-
gangszollstelle zu derselben Bestimmungszollstelle be-
fordert zu werden.

. Das Versandpapier T 2L kann nur dann zum Nachweis

fir den Gemeinschaftscharakter der darin bezeichneten
Waren dienen, wenn diese Waren unmittelbar von
einem Mitgliedstaat in einen anderen befordert wer-
den.

Als unmittelbar von einem Mitgliedstaat in einen an-
deren befordert gelten:

a) Waren, die bei ihrer Beférderung das Gebiet von
Nichtmitgliedstaaten nicht beriihren;

b) Waren, die bei ihrer Beférderung das Gebiet eines
oder mehrerer Nichtmitgliedstaaten berthren, de-
ren Durchfuhr durch diese Gebiete jedoch mit
einem einzigen, in einem Mitgliedstaat ausgefer-
tigten Beforderungspapier erfolgt.

Der Vordruck ist in leserlicher und haltbarer Schrift,
moglichst mit Schreibmaschine auszufiillen. Er darf
weder Rasuren noch Ubermalungen aufweisen. Werden
Anderungen vorgenommen, so miissen die unzutref-
fenden Angaben durchgestrichen und gegebenenfalls
die gewlnschten Angaben hinzugefiigt werden. Jede
derartige Anderung muB von dem, der sie vorgenom-
men hat, bestdatigt und von den Zollbehorden mit ei-
nem Vermerk versehen werden. ‘

D. Nur die folgenden Felder sind auszufillen:

1. Werden die Waren im TIR- oder TIF-Verfahren
oder mit Rheinmanifest, Carnet E.C.S. oder Carnet
A.T.A. beférdert, so ist in Spalte 1 des Vordrudks,
je nach Beférderungsart, der Vermerk ,TIR",

Name und Adresse der Druckerei.

10.

39.

31.

»TIF”, ,Rheinmanifest”, ,ECS" oder ,ATA" mit
Ausstellungsdatum und Nummer des Zollpapiers
fir das betreffende Zollverfahren einzutragen.

In Spalte 10 sind Name und Vorname oder Firma
sowie die Anschrift des Beteiligten, gegebenen-
falls auch seines Vertreters, anzugeben.

Falls die Unterschrift von einem Bevollmachtigten
geleistet wird,. ist dessen Name in Druckschrift
hinzuzufiigen.

Bei unverpackten Waren ist die Anzahl der Ge-
genstdnde oder gegebenenfalls ,lose” einzutragen.

Die Waren sind nach dem Sprachgebrauch, der
Handelstibung oder nach den Benennungen des
Zolltarifs aufzufiihren.

. Es handelt sich hier um das Gewicht, das sich aus

den die Sendung betreffenden Geschéaftspapieren
ergibt. Das Gewicht ist in Kilogramm anzugeben.
Unter Rohgewicht versteht man das Gewicht der
Waren mit ihren sdmtlichen UmschlieBungen. Als
UmschlieBungen gelten innere und &uBere Behilt-
nisse, 'Aufmachungen, Umhiillungen und Unter-
lagen mit Ausnahme von Beforderungsmitteln,
insbesondere von Behédltern, Planen, Lademitteln
und des bei der Befoérderung verwendeten Zube-
hors.

II. Vorlage des Versandpapiers T 2L bei der Zollstelle

 Das Versandpap_ier T 2 L ist bei der Zollstelle abzugeben,
bei der die Waren zu einem anderen Zollverfahren an-
geraeldet werden als demjenigen, in dem sié sich bei der
Ankunft befunden haben.

Sind die Waren auf dem Seeweg, dem Luftweg oder durch
Rohrleitungen beférdert worden, so ist das Versandpapier
T 2L der Zollstelle vorzulegen, bei der die Waren zu
einem Zollverfahren abgefertigt werden.
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VERORDNUNG (EWGQG) Nr. 2314/69 DER KOMMISSION
vom 19. November 1969

iiber die Vordrucke fiir die im Rahmen des gemeinschaftlichen Versandverfahrens
vorgesehenen Grenziibergangsscheine

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des Rates vom 18. Mirz 1969 iiber das
gemeinschaftliche Versandverfahren (1), insbesondere auf Artikel 60,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Um die Einheitlichkeit der bei der Ausstellung der im gemeinschaftlichen Versandver-
fahren vorgesehenen Grenziibergangsscheine zu verwendenden Vordrucke zu gewihr-
leisten und ihre Verwendung durch die Zollverwaltungen zu erleichtern, erscheint es
notwendig, die Bedingungen festzulegen, die die Vordrucke erfiillen miissen. Zu diesem
Zweck ist es ratsam, ein Muster zu schaffen, dem die Vordrucke entsprechen miissen.

Die in dieser Verordnung vorgesehcnen Maflnahmen entsprechen der Stellungnahme des
Ausschusses fiir das gemeinschaftliche Versandverfahren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Einziger Artikel

(1) Die Vordrucke fiir die im gemeinschaftlichen Versandverfahren vorgesehenen Grenz-
iibergangsscheine miissen dem in der Anlage beigefiigten Muster entsprechen.

(2) Es ist weifles Schreibpapier mit einem Anteil an Holzschliff von hochstens 10 Hun-
dertteilen und einem Quadratmetergewicht von 55 bis 65 g zu verwenden.

(3) Die Vordrucke haben das Format 148 x 210 mm. Sie sind in einer der Amts-
sprachen der Gemeinschaft abzufassen.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

’ Briissel, den 19. November 1969

Fiir die Kommission
iser Prdsident
Jean REY

() ABL Nr. L 77 vom 29. 3. 1969, S. 1.
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GEMEINSCHAFTLICHES VERSANDVERFAHREN
GRENZUBERGANGSCHEIN | | AVVISO DI PASSAGGIO

AVIS DE PASSAGE

Bezeichnung des BefdrderungsmittelS: ...,

KENNISGEVING VAN DOORGANG

........................................................................................

VERSANDSCHEIN

ESEHENE GRENZUBERGANGS-

Art (T1 oder T2) und Nummer

Abgangszollstelle

TELLE (UND LAND):

NUR DURCH DIE ZOLLSTELLE

L AUSZUFULLEN i
0 Datum des Grenziibergangs: i
b i
i i
B e s i
Unterschrift
i 1
. !
Stempel
d
! Zollstelle i
i |

O —

Name und Adresse der Druckerei

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2315/69 DER KOMMISSION
vom 19. November 1969

iiber den Gebrauch des gemeinschaftlichen Versandpapiers zur Durchfithrung
gemeinschaftlicher Mafinahmen, die die Uberwachung der Verwendung oder der
Bestimmung der Waren vorsehen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Euro-
piaischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des
Rates vom 18. Mirz 1969 iiber das gemeinschaftliche
Versandverfahren (1), insbesondere auf Artikel 58,

in Erwigung nachstehender Griinde:

In gemeinschaftlichen Mafinahmen, die Warenbewe-
gungen betreffen, wird die Anwendung bestimmter

(1) ABL Nr. L 77 vom 29. 3. 1969, S. 1.

Vorschriften hiufig von dem Nachweis abhingig ge-
macht, dafS die Waren einer besonderen Verwendung
oder Bestimmung zugefiihrt worden sind.

Die hierfiir augenblicklich gebrduchlichen Verfahren
sind recht vielfiltig,

Die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 strebt an, die
Beseitigung dieser besonderen Verfahren dadurch zu
ermoglichen, daff sie den geeigneten Rahmen fiir eine
durchfithrbare Uberwachung der Verwendung oder
der Bestimmung schafft.

Um dieses Ziel zu erreichen, erscheint ein besonderes
Exemplar des gemeinschaftlichen Versandpapiers er-
forderlich, das — versehen mit den Vermerken der
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Zollstellen, die die vorgesehene oder vorgeschriebene

Verwendung oder Bestimmung festgestellt haben —

dem fiir die Anwendung der betreffenden gemein-
schaftlichen MafSnahme erforderlichen Nachweis
dient.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen MafSnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir
das gemeinschaftliche Versandverfahren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Hingt die Anwendung einer gemeinschaftlichen Maf-
nahme auf dem Gebiet der Wareneinfuhr oder Wa-
renausfuhr oder des Warenverkehrs innerhalb der
Gemeinschaft von dem Nachweis ab, daff die betref-
fenden Waren der in der Mafinahme vorgesehenen
oder vorgeschriebenen Verwendung oder Bestimmung
zugefithrt worden sind, so ist dieser Nachweis durch
die Vorlage einer besonderen Ausfertigung Nr. 5 des
gemeinschaftlichen Versandpapiers — nachstehend
,,Kontrollexemplar* genannt — zu erbringen.

Artikel 2

(1) Die Vordrucke fiir die Kontrollexemplare miis-
sen dem Muster in der Anlage entsprechen.

(2) Es ist weifles, holzfreies, geleimtes Schreibpapier
mit einem Quadratmetergewicht von 55 bis 65 g zu
verwenden. Nur das Original ist auf der Vorder- und
Riickseite mit einem blauen guillochierten Uberdruck
zu versehen, auf dem jede auf mechanischem oder
chemischem Wege vorgenommene Filschung sichtbar
wird.

(3) Die Vordrucke haben das Format 210 x 297 mm;
der Zeilenabstand fiir maschinengeschriebene Texte
betrigt 4,24 mm (/s Zoll); die Einteilung der Vor-
drucke mufS genau eingehalten werden.

(4) Der Druck der Vordrucke obliegt den Mitglied-
staaten. Die Vordrucke konnen auch von Drucke-
reien gedruckt werden, die von den Mitgliedstaaten,
in denen sie ansissig sind, hierzu ermichtigt worden
sind. In diesem Fall muf} in jedem Vordruck auf die
Ermichtigung hingewiesen werden. Die Vordrucke
miissen den Namen und die Anschrift oder das Kenn-
zeichen der Druckerei enthalten. Sie tragen ferner zur
Kennzeichnung eine Seriennummer.

Artikel 3

Die Vordrucke sind in einer von den zustindigen
Behorden des ausstellenden Mitgliedstaats zu bestim-

menden Amtssprache der Gemeinschaft zu drucken
und auszufiillen. Soweit erforderlich, konnen die zu-
stindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem die
Uberwachung stattfindet, die Ubersetzung in die oder
eine Amtssprache dieses Mitgliedstaats verlangen.

Artikel 4

(1) Dieses Kontrollexemplar wird im Original und
mit mindestens einer Durchschrift ausgestellt. Es ist
von dem Beteiligten auszufiillen und zu unterzeich-
nen. Die Unterschrift darf nicht durchgeschrieben
werden.

(2) Das Kontrollexemplar muf$ hinsichtlich der Wa-
renbezeichnung und der besonderen Angaben alle
Eintragungen enthalten, die gemif den eine Uber-
wachung erfordernden Vorschriften iiber die gemein-
schaftliche MafSnahme notwendig sind.

Artikel §

(1) Die Abgangszollstelle stellt das Kontrollexem-

plar im Rahmen eines gemeinschaftlichen Versand-
verfahrens aus. Die zustindige Zollstelle des Bestim-
mungsmitgliedstaats iiberwacht die vorgesehene oder
vorgeschricbene Verwendung oder Bestimmung oder
1a3t sie iiberwachen. ‘

(2) Eine Durchschrift des Kontrollexemplars ver-
bleibt bei der Abgangszollstelle.

(3) Das Kontrollexemplar begleitet die Waren unter
den gleichen Bedingungen wie die anderen in Arti-
kel 19 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 genannten
Exemplare des gemeinschaftlichen Versandpapiers.

(4) Unbeschadet des Artikels 26 der Verordnung
(EWG) Nr. 542/69 wird das Kontrollexemplar un-
verziiglich an die Abgangszollstelle zuriickgesandt,
nachdem es von der in Absatz 1 genannten zustin-
digen Zollstelle des Bestimmungsmitgliedstaats mit
dem erforderlichen Vermerk versehen worden ist.
Auf Antrag stellt diese Zollstelle dem Beteiligten eine
Bescheinigung nach dem Muster in der Anlage zu
Verordnung (EWG) Nr. 2312/69 (1) aus. Diese Be-
scheinigung ersetzt nicht das Kontrollexemplar.

Jeder Mitgliedstaat kann eine zentrale Stelle bestim-
men, an welche die auf seinem Gebiet ausgestellten
Kontrollexemplare von der im Absatz 1 genannten
zustindigen Zollstelle des Bestimmungsmitgliedstaats
zuriickzusenden sind. Der Mitgliedstaat, der eine sol-
che Stelle bestimmt hat, teilt dies der Kommission
mit, welche die anderen Mitgliedstaaten davon ver-
standigt. '

(1) Siehe Seite 6 lieses Amtsblatts.
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Artikel 6

Werden Waren, die einer Uberwachung der Verwen-
dung oder der Bestimmung unterliegen, nicht im
gemeinschaftlichen Versandverfahren befordert, so
wird fiir sie neben dem fiir das benutzte Verfahren
erforderlichen Papier noch ein Kontrollexemplar aus-
gestellt. Fiir seine Ausstellung und Verwendung gel-
ten die in Artikel § fiir das im gemeinschaftlichen
Versandverfahren  verwendete  Kontrollexemplar
festgelegten Bedingungen.

Artikel 7

Sofern in den Vorschriften iiber die gemeinschaft-
lichen Mafinahmen nichts Gegenteiliges bestimmt ist,
kann jeder Mitgliedstaat abweichend von Artikel 1
vorsehen, dafl der Nachweis nach einem einzelstaat-

lichen Verfahren erbracht wird, sofern die Waren

" wihrend ihref Beforderung zwischen der Abgangs-

und der Bestimmungszollstelle das Gebiet dieses Mit-
gliedstaats nicht verlassen.

Artikel 8

Die Kontrollexemplare werden ab 1. Januar 1970
ausgestellt. Soweit nichts anderes bestimmt wird,
konnen die zur Zeit geltenden Verfahrensvorschriften
und Formlichkeiten noch bis zum 28. Februar 1970
angewendet werden.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Ge-
meinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 19. November 1969

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean REY



ANLAGEL

EXTERNES / INTERNES ORIGINAL
GEMEINSCHAFTLICHES . . . I i.
VERSANDVERFAHREN

KONTROLLEXEMPLAR 5 Beim Austiillen bitte Merkblatt beachten Abgangszollstelle:

2 Anlagen

3 Vorangegangenes Zollverfahren | 4 TIR-TIF-
RHEIN-
MANIFEST (1)

vom—

Nr.

Versandschein ausgestellt am:

unter Nr,

Stempel

Unterschrift

.10 ERKLARUNG DES BETEILIGTEN:

vertreten durch

verpflichtet sich, die unten bezeichneten Waren der angegebenen Verwendung und/oder Bestimmu._

zuzufiihren

(Ort) , den

Unterschrift

25 Bestimmungslan

30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstliicke | 31 Warenbezg

35 Versendun,

36 Rohgewicht

BESONDERE ANGABEN (3)

100 101 Nummer des G.Z.T.

102

103 Reingewicht (in Zahlen und in Buchstaben)

104 Vorgesehene oder vorgeschriebene Verwendung und/oder Bestimmung
— Ausgang aus dem geographischen Gebiet der Gemeinschaft (1):-

— andere (1):

105 Einfuhrlizenz/Ausfuhrlizenz/Bescheinigung tiber die Vorausfestsetzung (1) ausgestellt am

durch

unter Nr.

106 Weitere Angaben:

(1) Nichtzutreffendes streichen.

(2) Bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse sind die Waren nach der fiir Erstattungen maBgeblichen tariflichen Bezeichnung einzutragen.

(3) Entsprechend der zutreffenden Gemeinschaftsregelung auszufiilien.



PRUFUNG DURCH DIE ABGANGSZOLLSTELLE

Ergebnis der Priifung: Angebrachte Verschlisse:
Frist (letzter Zeitpunkt):
Ausfuhrpapier: ) Bemerkungen:
(Ort) , den

Stempel und Unterschrift

UBERWACHUNG DER VERWENDUNG UND/ODER DER BESTIMMUNG

Die in dieser Anmeldung bezeichneten Waren:

— haben das geographische Gebiet der Gemeinschaft am 19 verlassen (1)

— sind der umseitig angegebenen Bestimmung am 19 _ zujefithrt worden (1)

— sind am 19 entsprechend den umseitig angegebenen 3edingungen verwendet worden (1).
Bemerkungen:

(Ort) den

(1) Nichtzutreffendes streichen. Stempel und Unterschrift der zustindigen Zollstelle

Name und Adresse der Druckerei.



r EXTERNES / INTERNES
GEMEINSCHAFTLICHES I :.G ° C ° l :.

DURCHSCHRIFT
VERSANDVERFAHREN
KONTROLLEXEMPLAR I 5 Beim Ausfiillen bitte Merkblatt beachten Abgangszolistelle:
2 Anlagen ) . Versandschein ausgestellt am:
unter Nr,
3 Vorangegangenes Zollverfahren | 4 TIR-TIF- .
' RHEIN-

MANIFEST (1)
ve Stempel Unterschrift
Nr.

10 ERKLARUNG DES BETEILIGTEN:

vertreten durch

T

verpflichtet sich, die unten bezeichneten Waren der angegebenen Verwendung und/oder Bestimmung
Empfanger
zuzufiihren

(Ort) , den

Unterschrift

25 Bestimmungsland

30 Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstiicke

36 Rohgewicht

ESONDERE ANGABEN (3)

100 . mmer des G.Z.T. 102

103 Reingewicht (in Zahlen und in Buchstaben)

104 Vorgesehene oder vorgeschriebene Verwendung und/oder Bestimmung
— Ausgang aus dem geographischen Gebiet der Gemeinschaft (1):

— andere (1):

105 Einfuhrlizenz/Ausfuhrlizenz/Bescheinigung iber die Vorausfestsetzung (1) ausgestellt am unter Nr,

. durch

106 Weitere Angaben:

(1) Nichtzutreffendes streichen.
{2) Bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse sind die Waren nach der fiir Erstattungen maBgeblichen tariflichen Bezeichnung einzutragen,
(3) Entsprechend der zutreffenden Gemeinschaftsregelung auszufiillen,



PRUFUNG DURCH DIE ABGANGSZOLLSTELLE

: Ergebnis der Prifung: Angebrachte Verschliisse:

. Frist (letzter Zeitpunkt):

Ausfuhrpapier: Bemerkungen:

d
(©rt) » cen Stempel und Unterschrift

Name und Adresse der Druckerei.






	Verordnung (EWG) Nr. 2311/69 der Kommission vom 19. November 1969 über die Durchführungsmodalitäten des in Artikel 32 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 über das gemeinschaftliche Versandverfahren vorgesehenen Systems der Pauschalbürgschaft
	Verordnung (EWG) Nr. 2312/69 der Kommission vom 19. November 1969 betreffend die Unterrichtung der Beteiligten über den Ablauf ihrer gemeinschaftlichen Versandverfahren
	Verordnung (EWG) Nr. 2313/69 der Kommission vom 19. November 1969 über die Ausstellung des internen gemeinschaftlichen Versandpapiers zum Nachweis für den Gemeinschaftscharakter von Waren
	Verordnung (EWG) Nr. 2314/69 der Kommission vom 19. November 1969 über die Vordrucke für die im Rahmen des gemeinschaftlicen Versandverfahrens vorgesehenen Grenzübergangsscheine
	Verordnung (EWG) Nr. 2315/69 der Kommission vom 19. November 1969 über den Gebrauch des gemeinschaftlichen Versandpapiers zur Durchführung gemeinschaftlicher Maßnahmen, die die Überwachung der Verwendung oder der Bestimmung der Waren vorsehen

